
Seite 125 

 
 
 
 
 
 

 

Amtsblatt 
Herausgeber:  Landratsamt Haßberge, Am Herrenhof 1, 97437 Haßfurt, Tel. 09521 27-0 

  
 

Nr. 15 Haßfurt, 29.10.2020 73. Jahrgang 
 

Öffnungszeiten: Landratsamt Haßberge in Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr  - 12:30 Uhr 
Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:30 Uhr  
Montag und Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Ebern 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr 
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

Sprechstunden des Landrats: nach Vorankündigung in der Presse oder auf Anfrage 

 
 
 

Amtliche Bekanntmachungen 
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 Allgemeinverfügung Verwendung von Nachtsicht-
technik zur Bejagung von Schwarzwild 

 
S. 125-127 

 Allgemeinverfügung Verwendung von Schalldämp-
fern zur Jagdausübung 

 
S. 128-129 

 
 

Teil II: 
 

Veröffentlichungen der kreisangehörigen VGem/Städte/Märkte/ 
Gemeinden sowie der Schul- und Versorgungsverbände 

 

 Allgemeinverfügung Düngeverordnung S. 129 

 Wasserabgabesatzung Zweckverband zur Wasser-
versorgung Veitensteingruppe 

 
S. 130-136 

 Beitrags- und Gebührensatzung des Zweckverban-
des zur Wasserversorgung der Veitensteingruppe 

 
S. 136-138 

 

 

Teil  I 
 

Az. I/2 
 

Allgemeinverfügung 
des Landratsamtes Haßberge 

über die Verwendung von Nachtsichttechnik  
zur Bejagung von Schwarzwild 

vom 14.10.2020 
 

Aufgrund des Art. 29 Abs. 5 Satz 2 des Bayerischen Jagdgeset-
zes (BayJG) in Verbindung mit § 19 Absatz 1 Nummer 5 Buch-
stabe a des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) erlässt das Landrat-
samt Haßberge folgende Einzelanordnung im Wege der Allge-
meinverfügung: 
 
I. In Einschränkung des Verbots des § 19 Abs. 1 Nr. 5 

Buchstabe a BJagdG ist es im Rahmen der geltenden 
rechtlichen Vorschriften Inhabern eines gültigen Jagd-
scheins im Sinne von § 15 Abs. 2 BJagdG gestattet,  
 

• künstliche Lichtquellen, 
• Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Beleuchten des 

Ziels und 
• Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine 

elektronische Verstärkung besitzen, wobei aus-
schließlich die waffenrechtlich gem. § 40 Abs. 3 
Satz 4 WaffG zulässigen Nachtsichtvorsätze und 
Nachtsichtaufsätze erfasst sind,  
 

http://www.hassberge.lan/images/a/ad/Neues_Logo_LRA_CMYK.jpg
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sowohl in Verbindung mit einer Jagdlangwaffe als auch 
ohne Verbindung zu einer Jagdlangwaffe im Landkreis 
Haßberge für die Bejagung von ausschließlich Schwarz-
wild einschließlich des Ein- und Anschießens zu verwen-
den. 
 

II. In der jeweiligen Streckenliste ist in der Spalte „Bemer-
kungen“ ein eindeutiger Hinweis aufzunehmen, wenn 
das betreffende Stück Schwarzwild mit Hilfe einer 
künstlichen Lichtquelle bzw. eines Nachtsichtvorsatzge-
rätes erlegt wurde.  
 

III. Die Inhaber eines gültigen Jagdscheins im Sinne von 
§ 15 Abs. 2 BJagdG werden zusätzlich im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften gem. § 40 Abs. 2 WaffG mit 
der Verwendung von künstlichen Lichtquellen beauf-
tragt. Künstliche Lichtquellen im Sinne dieser Allge-
meinverfügung sind Vorrichtungen i.S.v. § 2 Abs. 3 
i.V.m. Anlage 2 Abschnitt 1 Nr. 1.2.4.1 WaffG. 

 

 Sofern für diesen behördlichen Auftrag aus rechtlichen 
Gründen die Notwendigkeit entfällt, erlischt dieser, 
ohne dass es eines weiteren Verwaltungsaktes bedarf.  
 

VI. Mit Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung erlöschen 
alle bisher vom Landratsamt Haßberge als Untere Jagd-
behörde erlassenen Ausnahmegenehmigungen bzgl. 
der Verwendung von Nachtsichttechnik und/oder 
künstlicher Lichtquellen. Ebenso erlöschen alle bisheri-
gen vom Landratsamt Haßberge als Untere Jagdbe-
hörde erteilten Beauftragungen zur Verwendung von 
künstlichen Lichtquellen bzw. „Dual-use“-Nachtsicht-
vorsatzgeräten sowohl in Verbindung als auch ohne 
Verbindung mit dem Zielhilfsmittel einer Jagdlang-
waffe. 
 

V. Diese Allgemeinverfügung steht unter dem Vorbehalt 
ihres Widerrufs.  
 

VI. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Be-
kanntmachung als bekannt gegeben.  
 

 

Gründe: 
 

I. 
 

Das Auftreten der Afrikanischen Schweinepest (ASP) in Bay-
ern hätte fatale Folgen, insbesondere für die landwirtschaft-
liche Schweinehaltung und die Jagd. Bereits im Falle der Fest-
stellung von ASP ausschließlich bei Wildschweinen sind um-
fassende und großräumige Handelsbeschränkungen in den 
betroffenen Gebieten einzuhalten. Diese betreffen den Han-
del mit lebenden Schweinen, aber auch mit deren Produkten 
(Fleisch und verarbeitete Produkte). Allgemein anerkannt ist, 
dass die Wildschweindichte das Risiko für einen Ausbruch 
maßgeblich beeinflusst. Da sich die Ausbreitung der ASP er-
fahrungsgemäß sehr sprunghaft gestaltet, ist ein Auftreten in 
diesem Landkreis jederzeit möglich. Eine effiziente Reduzie-
rung der Schwarzwildbestände ist ein entscheidendes Instru-
ment der Seuchenprävention. 
 

Der im Rahmen des Dritten Waffenrechtsänderungsgesetzes 
neu eingefügte § 40 Abs. 3 Satz 4 Waffengesetz (WaffG) er-
möglicht es Inhabern eines gültigen Jagdscheins, Nachtsicht-
vorsätze und Nachtsichtaufsätze für Zieloptiken (darunter 
fällt Restlicht- und Wärmebildtechnik) zu erwerben, zu besit-
zen und einzusetzen. Jagdrechtlich ist es gemäß § 19 Abs. 1 
Nr. 5 Buchstabe a BJagdG weiterhin grundsätzlich verboten, 
künstliche Lichtquellen, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder 
Beleuchten des Zieles oder Nachtzielgeräte, die einen Bild-
wandler oder eine elektronische Verstärkung besitzen und für 

Schusswaffen bestimmt sind, bei der Jagd zu verwenden oder 
zu nutzen. Das jagdrechtliche Verbot kann allerdings aus be-
sonderen Gründen, insbesondere auch aus Gründen der 
Wildseuchenbekämpfung, eingeschränkt werden. 
 
 

II. 
 

1. Das Landratsamt Haßberge ist gem. Art. 52 Abs. 3 
BayJG, Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG sachlich und örtlich 
zuständig. 

 

2. Die Voraussetzungen für die Einschränkung des jagdli-
chen Verbotes nach § 19 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a 
BJagdG sind erfüllt (§ 19 Abs. 2 BJagdG i.V.m. Art. 29 
Abs. 5 Satz 2 BayJG). 

 

Die Einschränkung des Verbots kann im Rahmen der 
Wildseuchenbekämpfung, insbesondere zur präven-
tiven Verringerung des Schwarzwildbestandes geneh-
migt werden, um dem Eintrag einer Seuche in den Be-
stand entgegenzuwirken oder um deren Ausbreitung zu 
verhindern.  
 

Die ASP ist eine anzeigepflichtige Tierseuche, die ur-
sprünglich auf Afrika begrenzt war. Ab Juni 2007 brei-
tete sich die ASP von Georgien aus in die Nachbarländer 
aus. Seit 2014 tritt sie in den baltischen Staaten und Po-
len auf, 2017 breitete sie sich in die Tschechische Re-
publik, nach Moldawien und nach Rumänien aus. Im 
Jahr 2018 wurden erste Fälle in Ungarn, Bulgarien und 
Belgien sowie in China gemeldet und im Jahr 2019 in der 
Slowakei, Serbien, Mongolei, Vietnam, Kambodscha, 
Nordkorea, Myanmar, Südkorea, Philippinen, Ost-
Timor, Indonesien und Laos.  
 

Bekanntlich ist Schwarzwild eine der maßgeblichen 
Größen bei einem ausgebrochenen Seuchengeschehen 
der ASP. Laut Friedrich-Loeffler-Institut ist insbeson-
dere die Wahrscheinlichkeit einer Einschleppung der 
ASP in die Schwarzwildpopulation größer als ein Erst-
eintrag bei Hausschweinen. Insoweit ist die deutliche 
Reduktion der Schwarzwildpopulation zur Seuchenprä-
vention derzeit zwingend notwendig. Das gilt für Ge-
biete mit überhöhten Schwarzwilddichten genauso wie 
für Zuzugsgebiete, in denen der Ausbreitung des 
Schwarzwilds Grenzen gesetzt werden sollen. 
 

Ausweislich der Jagdstrecke der vergangenen Jahre ist 
erkennbar, dass im Landkreis Haßberge Schwarzwildpo-
pulation vorhanden ist. 
 

3. Die Einschränkung des Verbotes ist im Landkreis Haß-
berge im Hinblick auf die vorliegenden besonderen 
Gründe erforderlich. Die Zulassung der Bejagung von 
Schwarzwild mit Nachtsichtvorsätzen und Nachtsich-
taufsätzen, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder Be-
leuchten des Ziels sowie künstlichen Lichtquellen so-
wohl in Verbindung mit einer Jagdlangwaffe als auch 
ohne Verbindung mit einer Jagdlangwaffe stellt ein not-
wendiges Hilfsmittel für die gebotene effizientere 
Schwarzwildjagd dar. Von der Einschränkung werden 
zum einen Gegenstände erfasst, die in Verbindung mit 
einer Jagdlangwaffe verwendet werden (z. B. Nacht-
sichtvor- oder Nachtsichtaufsätze montiert an Jagdlan-
gwaffe oder Zielfernrohr; Taschenlampen, wie Halo-
gen-, LED-, Laserlampen, oder IR-Strahler montiert an 
Jagdlangwaffe, Zielfernohr oder Nachtsichtaufsatz/ 
-vorsatz). Zum anderen werden Gegenstände erfasst, 
die ohne Verbindung mit einer Jagdlangwaffe einge-
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setzt werden (z. B. Taschenlampe, Lampen, Scheinwer-
fer montiert an jagdlicher Einrichtung, handgehalten  
oder im räumlichen Zusammenhang mit dem beabsich-
tigten Erlegungsort, u.a. „künstlicher Mond“ an der Kir-
rung). Mit diesen Möglichkeiten wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass Schwarzwild überwiegend 
dämmerungs- und nachtaktiv ist und die Nachtjagd eine 
wichtige Jagdart darstellt. Angesichts der oben darge-
stellten Beeinträchtigungen der jagdgesetzlich relevan-
ten Individualinteressen Dritter sowie Allgemeinwohl-
belange durch das Schwarzwild im Landkreis Haßberge 
kann die genannte Verwendung der o. g. Gegenstände 
erlaubt werden. Die Jagdausübungsberechtigten sind 
zu einer den jagdgesetzlichen Zielen entsprechenden 
Bejagung verpflichtet. Dies ist im Rahmen der Ein-
schränkung des jagdrechtlichen Verbots zu berücksich-
tigen. Die Rechtfertigung von jagdrechtlichen Verboten 
ist auch hieran zu messen. Aus den genannten Gründen 
überwiegen die Individualinteressen Dritter sowie die 
Beeinträchtigung der Allgemeinwohlbelange durch 
Schwarzwild gegenüber den durch § 19 Abs. 1 Nr. 5 
Buchst. a BJagdG geschützten Rechtsgütern.  

 

4. Die Einschränkung des Verbots gilt für alle Jagdschein-
inhaber, die im Rahmen der geltenden Vorschriften zur 
Jagd im Gebiet des Landkreises Haßberge befugt sind. 
Erfasst sind sowohl Jahres- als auch Tagesjagdscheine 
sowie Jugend- und Ausländerjagdscheine. 

 

5. Die Erlaubnis wird ausschließlich für die Bejagung von 
Schwarzwild einschließlich des Ein- und Anschießens er-
teilt. 

 

6. Die Auflage, das mit Hilfe einer künstlichen Lichtquelle 
bzw. eines Nachtsichtvorsatzgerätes erlegte Schwarz-
wild gesondert in der Streckenliste zu kennzeichnen, 
dient der Evaluierung des Verwendungserfolges. 

 

7. Die Beauftragung unter Ziffer III. des Bescheides er-
folgte, falls über § 40 Abs. 3 S. 4 WaffG eine Ausnahme 
vom Umgangsverbot für die unter Anlage 2 Abschnitt 1 
Nr. 1.2.4.1 WaffG genannten Gegenstände rechtlich 
nicht besteht. Hinsichtlich der Verwendung künstlicher 
Lichtquellen wird damit das Bestehen eines Nichtig-
keitstatbestandes nach Art. 44 Abs. 2 Nr. 5 BayVwVfG 
vermieden. Sollte der behördliche Auftrag aufgrund ei-
ner Gesetzesänderung oder höchstrichterlicher Recht-
sprechung nicht mehr notwendig sein, wurde gleichzei-
tig eine auflösende Bedingung verfügt, um in diesem 
Fall die Änderung bzw. teilweise Aufhebung der Allge-
meinverfügung zu vermeiden. 

 

8.  Aufgrund der geänderten waffenrechtlichen Gesetzes-
lage und der geforderten Anpassung der bestehenden 
jagdrechtlichen Einzelanordnungen an die neuen recht-
lichen und tatsächlichen Vorgaben des Bayerischen 
Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sind die bis zum Inkrafttreten dieser Allgemein-
verfügung erteilten jagdrechtlichen Erlaubnisse und 
waffenrechtlichen Beauftragungen aufzuheben und 
durch eine Allgemeinverfügung zu ersetzen. Für die be-
troffenen Erlaubnisnehmer ergibt sich daraus keine Be-
schwer, da an Stelle der vorherigen Einzelentscheidung 
nun die Allgemeinverfügung tritt. Diese ist weitgehend 
inhaltsgleich mit den Einzelerlaubnissen und gewährt 
unter Beachtung der übrigen jagd- und waffenrechtli-
chen Bestimmungen hinsichtlich des Verwendungsor-
tes nun an Stelle einiger in der Erlaubnis bestimmter Re-
viere sogar die Verwendung auf dem gesamten Gebiet 
des Landkreises.  

 

 Im Übrigen wird Bezug genommen auf das IMS/LMS 
vom 10.08.2020 (E4-2131-2-14, F8-2130-1/172) in der 
Fassung vom 21.08.2020. 

 

9. Der Widerrufsvorbehalt nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 
BayVwVfG unter Ziffer V. soll sicherstellen, dass jeder-
zeit auf veränderte Bedingungen, beispielsweise eine 
veränderte ASP-Risikolage, reagiert werden kann. 

 

8. Ziffer VI. der Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 
Abs. 4 S. 4 BayVwVfG. 

 

9. Für diese Allgemeinverfügung werden nach Art. 3 Abs. 1 
Nr. 2 des Kostengesetzes (KG) keine Kosten erhoben, da 
deren Erlass von Amts wegen im überwiegenden öf-
fentlichen Interesse ergeht. 

 
 

Hinweis: 
Die Verwendung der oben genannten Technik auf Schieß-
ständen ist für Inhaber eines gültigen Jagdscheins im Sinne 
von § 15 Abs. 2 BJagdG ohne jagdrechtliche Genehmigung 
zulässig.  
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg 

Hausanschrift: Burkarderstr. 26, 97082 Würzburg 
 

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des Gerichts oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen1 Form. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektro-
nischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen 
Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
Haßfurt, 14.10.2020 
Landratsamt Haßberge  
 
 
 

Wilhelm Schneider 
Landrat 
 

 

http://www.vgh.bayern.de/
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Allgemeinverfügung 
des Landratsamts Haßberge 

über die Verwendung von Schalldämpfern  
zur Jagdausübung 
vom 14.10.2020 

 
Aufgrund des Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 
Abs. 2 Nr. 7 des Bayerischen Jagdgesetzes (BayJG) erlässt das 
Landratsamt Haßberge folgende Einzelanordnung als Allge-
meinverfügung: 
 

I. In Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG ist es gestattet, Schalldämpfer mit für die Jagd zu-
gelassenen Langwaffen für Munition mit Zentralfeuer-
zündung bei der Jagdausübung in allen Jagdrevieren 
einschließlich dem jagdlichen Übungsschießen im Land-
kreis Haßberge zu verwenden. 

 

II. Ferner wird es den Jagdscheininhabern aus dem Zu-
ständigkeitsbereich des Landratsamtes Haßberge in 
Einschränkung des Verbots des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG innerhalb ganz Bayerns gestattet, Schalldämpfer 
bei der Jagdausübung einschließlich dem jagdlichen 
Übungsschießen zu verwenden. 

 

III. Diese Allgemeinverfügung steht unter dem Vorbehalt 
ihres Widerrufs. 

 

IV. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. 

 
Gründe: 

 

I. 
 

Das jagdrechtliche Verbot der Jagdausübung mit Schalldämp-
fern ist in Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG geregelt. Von diesem Ver-
bot können gem. Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 BayJG Ausnahmen zuge-
lassen werden.  
 

Durch den Schussknall bei der Jagdausübung können gesund-
heitliche Beeinträchtigungen beim Hörvermögen ausgelöst 
werden. Gehörschutz am Ohr ist nicht für alle Jäger und Jagd-
arten geeignet. Außerdem wird dadurch die Lautstärke für die 
Umwelt (Treiber, Hundeführer, Hunde, Anwohner, Erho-
lungsverkehr etc.) nicht reduziert. Mit der Verwendung von 
Schalldämpfern wird die gesundheitliche Gefährdung, die bei 
der Abgabe eines Schusses entsteht, verringert. Der Schuss-
knall wird hierbei nicht völlig, aber um 20 bis 30 Dezibel ver-
ringert. Durch diese Reduzierung wird eine für den Gesund-
heitsschutz entscheidende Lärmschwelle unterschritten. Aus 
diesem Grund wurden bereits in der Vergangenheit Einzelan-
träge auf Ausnahmen von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG zugelassen.  
 

Am 20.02.2020 sind die Änderungen des Dritten Waffen-
rechtsänderungsgesetzes (3. WaffRÄndG) bezogen auf den 
Umgang mit Schalldämpfern im Rahmen der Jagd und des 
jagdlichen Übungsschießens in Kraft getreten. Durch den neu 
eingefügten § 13 Abs. 9 WaffG werden Schalldämpfer Lang-
waffen gleichgestellt. Dadurch wird es Jägern ermöglicht, bei 
Vorliegen der weiteren in § 13 WaffG genannten Vorausset-
zungen Schalldämpfer ohne (gesonderte) Erlaubnis zu erwer-
ben, ohne Nachweis eines Bedürfnisses zu besitzen und ohne 
gesonderte Erlaubnis Schalldämpfer zur befugten Jagdaus-
übung zu führen und im Rahmen der befugten Jagdausübung 
und des Übungsschießens mit Jagdwaffen, an denen Schall-
dämpfer angebracht sind, zu schießen. Die Regelungen finden 
ausschließlich Anwendung auf für die Jagd zugelassene Lang-
waffen für Munition mit Zentralfeuerzündung. Damit entfällt 

das Erfordernis eines Voreintrags in die Waffenbesitzkarte für 
den Erwerb eines Schalldämpfers.  
 

Infolge der Änderung des Waffengesetzes sind zahlreiche An-
träge von Jägern auf eine Ausnahme von Verbot der Jagdaus-
übung mit Schalldämpfern zu erwarten. In Anbetracht des 
Grundrechts auf körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 
Abs. 2 Satz 1 GG sind diese Anträge zu genehmigen. Um eine 
einheitliche Regelung zu gewährleisten sowie eine Entlastung 
der Verwaltung zu erreichen, wird die Ausnahme von dem 
Verbot der Jagdausübung mit Schalldämpfern mit der vorlie-
genden Allgemeinverfügung geregelt. 
 

II. 
 

1. Das Landratsamt Haßberge ist gem. Art. 52 Abs. 3 
BayJG, Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG sachlich und örtlich 
zuständig. 

 

2. Die Voraussetzungen für die Einschränkung des jagdli-
chen Verbotes nach Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG sind er-
füllt (Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 in Verbindung mit Art. 29 
Abs. 2 Nr. 7 BayJG). Im Rahmen der Ausnahmeentschei-
dung ist das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit 
nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG zu berücksichtigen. Mit der 
Verwendung von Schalldämpfern wird die gesundheit-
liche Gefährdung, die bei der Abgabe eines Schusses 
entsteht, deutlich verringert. Aus Gründen des Gesund-
heitsschutzes ist die Ausnahme im Rahmen einer ver-
fassungskonformen Anwendung der jagdrechtlichen 
Vorschriften daher zu erteilen. 

 

3. Die Einschränkung des Verbots gilt nach Ziff. I. für die 
befugte Jagdausübung einschließlich des jagdlichen 
Übungsschießens auf dem gesamten Gebiet des Land-
kreises Haßberge. Die unter I. genannten Gründe des 
Gesundheitsschutzes machen eine Einschränkung des 
Verbots für alle zur Jagdausübung berechtigten Perso-
nen unabhängig von ihrem Wohnsitz in allen Jagdrevie-
ren des Landkreises Haßberge gleichermaßen erforder-
lich. 

 

4.  In Einschränkung des Verbots wird gleichzeitig nach 
Ziff. II. für alle Jagdscheininhaber aus dem Zuständig-
keitsbereich des Landratsamtes Haßberge eine Aus-
nahme von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG 
für die befugte Jagdausübung einschließlich des jagdli-
chen Übungsschießens innerhalb ganz Bayerns erteilt. 
Gehen diese Personen in Bayern außerhalb des Land-
kreises Haßberge zur Jagd und ist in diesem Gebiet 
keine auf das Gebiet dieses Landkreises/dieser kreis-
freien Stadt entsprechende Allgemeinverfügung erlas-
sen, so ist die Ausnahme von dem Verbot der Jagdaus-
übung mit Schalldämpfern aus den genannten Gründen 
auch hier erforderlich. Insofern ersetzt Ziff. II. den Er-
lass von Einzelgenehmigungen, die jedem einzelnen 
Jagdscheininhaber aus dem Zuständigkeitsbereich des 
Landratsamtes Haßberge auf Antrag erteilt werden 
müsste. 

 

5. Die Ausnahme gilt im Rahmen der Jagd und des jagdli-
chen Übungsschießens mit für die Jagd zugelassenen 
Langwaffen für Munition mit Zentralfeuerzündung. 
Diese Einschränkung ist entsprechend der Regelung 
des § 13 Abs. 9 Satz 2 WaffG vorzunehmen. Das bedeu-
tet, dass die Ausnahme für Schalldämpfer i. V. m. Lang-
waffen für Munition mit Randfeuerzündung nicht im 
Wege einer jagdrechtlichen Allgemeinverfügung erteilt 
werden kann. 
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6. Der Widerrufsvorbehalt nach Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 
BayVwVfG unter Ziffer III. soll sicherstellen, dass jeder-
zeit auf veränderte Bedingungen, beispielsweise ge-
setzliche Änderungen, reagiert werden kann. 

 

7. Ziffer IV. der Allgemeinverfügung stützt sich auf Art. 41 
Abs. 4 S. 4 BayVwVfG. 

 

8. Für diese Allgemeinverfügung werden nach Art. 3 
Abs. 1 Nr. 2 des Kostengesetzes (KG) keine Kosten er-
hoben, da deren Erlass von Amts wegen im überwie-
genden öffentlichen Interesse ergeht. 

 
Hinweis: 

 

Die Aufnahme des „jagdlichen Übungsschießens“ in die Aus-
nahme von dem Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 BayJG dient 
der Klarstellung, dass der Änderung des Waffenrechtes ent-
sprechend sowohl die Jagdausübung als auch das Übungs-
schießen mit für die Jagd zugelassenen Langwaffen für Muni-
tion mit Zentralfeuerzündung unter Verwendung von Schall-
dämpfern gestattet ist. Das Verbot des Art. 29 Abs. 2 Nr. 7 
BayJG erstreckt sich nur auf die Ausübung der Jagd unter Ver-
wendung von Schalldämpfern, insofern ist jagdrechtlich eine 
Einschränkung des Verbots auch nur insoweit erforderlich.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg 

Hausanschrift: Burkarderstr. 26, 97082 Würzburg 
 

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des Gerichts oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen1 Form. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektro-
nischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen 
Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
Haßfurt, 14.10.2020 
Landratsamt Haßberge  
 
 
Wilhelm Schneider 
Landrat 
 

 
 
 

Teil  II 
 
 

 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Karlstadt, 
Ringstrasse 51, 97753 Karlstadt 

 
 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g   
n a c h  §  6  A b s .  1 0  D ü n g e v e r o r d n u n g  

 
Vollzug der Verordnung über 

die Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen,  
Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln 

nach den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis beim 
Düngen 

(Düngeverordnung - DüV) 
vom 01.05.2020 

 
 
Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Karlstadt, 
Fachzentrum Agrarökologie, erlässt als zuständige Behörde 
(Art. 4 ZuVLFG) gemäß § 6 Abs. 10 Düngeverordnung folgende 
 

A n o r d n u n g  
 
Die Sperrfrist für die Ausbringung von Düngemitteln mit we-
sentlichen Gehalten an Stickstoff, ausgenommen Festmist 
von Huftieren oder Klauentieren oder Komposte, wird abwei-
chend von § 6 Abs. 8 Satz 1 Düngeverordnung 
 

für den Regierungsbezirk Unterfranken 
 
auf Grünland, Dauergrünland und Ackerland mit mehrjähri-

gem Feldfutterbau (Aussaat spätestens 15. Mai 2020) 
 
im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse im Grünland hin-
sichtlich der Verwertung von Nährstoffen aus flüssigen Wirt-
schaftsdüngern festgelegt auf die Zeit vom  
 

15. November 2020 bis einschließlich 14. Februar 2021 
 
Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Düngeverordnung 
unberührt. Dies gilt insbesondere für das Verbot, Düngemittel 
auf überschwemmten, wassergesättigten, gefrorenen oder 
mit Schnee bedeckten Boden auszubringen. Auch Vorgaben 
in Wasserschutzgebieten bleiben weiterhin gültig. 
 
 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Fachzentrum Agrarökologie  
 
Karlstadt, den 06.10.2020 
 
Geyer, LORin 
 
 

 
 
 

 

http://www.vgh.bayern.de/
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SATZUNG 

 
für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung des 

Zweckverbandes zur Wasserversorgung  
der Veitensteingruppe 

(Wasserabgabesatzung - WAS - ) 
 

vom 19.10.2020 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 
und Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckver-
band zur Wasserversorgung der Veitensteingruppe folgende 
Satzung: 
 

§ 1 

Öffentliche Einrichtung 
 
(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Einrichtung 

zur Wasserversorgung für das Gebiet 
 

der gesamten Gemeinde Kirchlauter außer der 
Paßmühle und der Klaubmühle, 

der gesamten Gemeinde Breitbrunn außer dem Wei-
ler Doktorshof, dem Steinbruch Brünner und der 
Paßmühle, 

des Ortsteils Rudendorf der Gemeinde Ebelsbach, 

der gesamten Gemeinde Lauter außer dem Weiler 
Krappenhof und das Anwesen Stettfelder Weg 7 in 
Deusdorf, 

der Ortsteile Godeldorf, Godelhof, Priegendorf und 
Dorgendorf der Stadt Baunach. 
 

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungs-einrichtung 
bestimmt der Zweckverband. 

 

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch die im 
öffentlichen Straßengrund liegen-den Teile der Grund-
stücksanschlüsse, soweit nichts Abweichendes verein-
bart ist. 

 
 

§ 2 

Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 
 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich 

zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck 
dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das 
eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch 
wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von 
Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. 
Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind zu 
berücksichtigen. 

 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstücksei-

gentümer gelten auch für Erbbauberechtigte oder ähn-
lich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berech-
tigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder be-
rechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner. 

 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe 
folgende Bedeutung: 
 

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im 
Wasserversorgungsgebiet, von 
denen die Grundstücksan-
schlüsse abzweigen. 

Grundstücksanschlüsse 
(= Hausanschlüsse) 

sind die Wasserleitungen von 
der Abzweigstelle der Versor-
gungsleitung bis zur Übergabe-
stelle; sie beginnen mit der An-
schlussvorrichtung und enden 
mit der Hauptabsperr-vorrich-
tung.  

Gemeinsame Grund-
stücksanschlüsse  
(verzweigte Hausan-
schlüsse) 

sind Hausanschlüsse, die über 
Privatgrundstücke (z. B. Privat-
wege) verlaufen und mehr als 
ein Grundstück mit der Versor-
gungsleitung verbinden. 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasser-
entnahme aus der Versorgungs-
leitung, umfassend Anbohr-
schelle mit integrierter oder zu-
sätzlicher Absperrarmatur oder 
Abzweig mit Absperrarmatur 
samt den dazugehörigen techni-
schen Einrichtungen. 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem 
Grundstück, mit der die ge-
samte nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage einschließlich 
Wasser-zähler abgesperrt wer-
den kann. 

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücksan-
schlusses hinter der Hauptab-
sperrvorrichtung im Grund-
stück/Gebäude. 

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung 
des durchgeflossenen Wasser-
volumens. Absperrventile und 
vorhandene Wasserzählerbügel 
sind nicht Bestandteile der Was-
serzähler. 

Anlagen des Grundstück-
seigentümers                  
(= Verbrauchsleitungen) 

sind die Gesamtheit der Anla-
genteile in Grundstücken oder 
in Gebäuden hinter der Überga-
bestelle; als solche gelten auch 
Eigengewinnungsanlagen, wenn 
sie sich ganz oder teilweise im 
gleichen Gebäude befinden. 

 
 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass 

sein bebautes, bebaubares, gewerblich genutztes oder 
gewerblich nutzbares Grundstück nach Maßgabe dieser 
Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen und mit Wasser beliefert wird. 
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(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur 
auf solche Grundstücke, die durch eine Versorgungslei-
tung erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer 
kann unbeschadet weitergehender bundes- oder lan-
desgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass eine 
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine beste-
hende Versorgungsleitung geändert wird. Welche 
Grundstücke durch die Versorgungsleitung erschlossen 
werden, bestimmt der Zweckverband. Rohwasser- und 
Fernwasserleitungen stellen keine zum Anschluss be-
rechtigenden Versorgungsleitungen dar. 

 
(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grund-

stücks an eine bestehende Versorgungsleitung versa-
gen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des 
Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder be-
trieblichen Gründen dem Zweckverband erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen 
erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer 
übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Be-
trieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Si-
cherheit. 

 
(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwasserzwe-

cke und den Betrieb von Wärmepumpen. Der Zweck-
verband kann ferner das Anschluss- und Benutzungs-
recht in begründeten Einzelfällen ausschließen oder 
einschränken, soweit nicht die Bereitstellung von Was-
ser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das gilt auch 
für die Vorhaltung von Löschwasser. 

 
§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, 

die Grundstücke, auf denen Wasser verbraucht wird, an 
die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzu-
schließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang be-
steht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsäch-
lich unmöglich ist. 
 

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte 
Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts 
(§ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung zu decken 
(Benutzungszwang). Gesammeltes Niederschlagswas-
ser darf ordnungsgemäß für Zwecke der Gartenbewäs-
serung, zur Toilettenspülung und zum Wäschewaschen 
verwendet werden, soweit nicht andere Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. Entnommenes Grundwasser 
(z.B. Hausbrunnen) darf nur zur Gartenbewässerung 
verwendet werden. § 7 Abs. 4 ist entsprechend anzu-
wenden. Verpflichtet sind die Grundstückeigentümer 
und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Ver-
langen des Zweckverbandes die dafür erforderliche 
Überwachung zu dulden. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benut-

zung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn 
der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Be-
freiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei dem 
Zweckverband einzureichen. 
 

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Aufla-
gen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 
§ 7 

Beschränkung der Benutzungspflicht 
 
(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf ei-

nen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf be-
schränkt, soweit das für die öffentliche Wasserversor-
gung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere 
Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit 
entgegenstehen. Gründe der Volksgesundheit stehen 
einer Beschränkung der Benutzungspflicht insbeson-
dere entgegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchs-
zweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser oder 
Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erfor-
derlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur 
durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversor-
gung gewährleistet wird. 

 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 
 
(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieun-

ternehmen und Weiterverteilern sowie für die Vorhal-
tung von Löschwasser. 

 
(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigenge-

winnungsanlage hat der Grundstückseigentümer dem 
Zweckverband Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, 
wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die öf-
fentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden 
soll. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustel-
len, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine 
Rückwirkungen in das öffentliche Wasserversorgungs-
netz möglich sind. Bei einer Nachspeisung von Trink-
wasser aus der öffentlichen Wasserversorgungseinrich-
tung in eine Eigengewinnungsanlage ist ein freier Aus-
lauf (Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher A 1 der 
Nachspeiseeinrichtung in das Regenauffangbecken 
bzw. an sonstigen Stellen (z. B. Spülkasten) erforderlich. 

 
§ 8 

Sondervereinbarungen 
 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss be-

rechtigt oder verpflichtet, so kann der Zweckverband 
durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsver-
hältnis begründen. 
 

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmun-
gen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensat-
zung entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Son-
dervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, so-
weit dies sachgerecht ist. 

 
§ 9 

Grundstücksanschluss 
 
(1) Der Grundstücksanschluss wird von dem Zweckverband 

hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, er-
neuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Es muss zu-
gänglich und vor Beschädigung geschützt sein.  
 

(2) Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und 
Führung der Grundstücksanschlüsse sowie deren Ände-
rung. Sie bestimmt auch, wo und an welche Versor-
gungsleitung anzuschließen ist. Der Grundstückseigen-
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tümer ist vorher zu hören; seine berechtigten Interes-
sen sind nach Möglichkeit zu wahren. Soll der Grund-
stücksanschluss auf Wunsch des Grundstückseigentü-
mers nachträglich geändert werden oder wird später 
ein weiterer Grundstücksanschluss beantragt bzw. er-
forderlich (z.B. ein zweiter oder weiterer Grundstücks-
anschluss, oder nach einer Grundstücksteilung), so 
kann der Zweckverband verlangen, dass die näheren 
Einzelheiten einschließlich der Kostentragung vorher in 
einer gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraus-

setzungen für die sichere Errichtung des Grundstücks-
anschlusses zu schaffen. Der Zweckverband kann hierzu 
schriftlich eine angemessene Frist setzen. Der Grund-
stückseigentümer darf keine Einwirkungen auf den 
Grundstücksanschluss vornehmen oder vornehmen las-
sen. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 

jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbe-
sondere das Undicht werden von Leitungen sowie sons-
tige Störungen unverzüglich dem Zweckverband mitzu-
teilen. 

 
§ 10 

Anlage des Grundstückseigentümers 
 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für die ord-

nungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und 
Unterhaltung der Anlage von der Übergabestelle ab, 
mit Ausnahme des Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die 
Anlage oder Teile davon einem anderen vermietet oder 
sonst zu Benutzung überlassen, so ist er neben dem an-
deren verpflichtet. 
 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften 
dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behördli-
cher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Re-
geln der Technik errichtet, erweitert, geändert und un-
terhalten werden. Anlage und Verbrauchseinrichtun-
gen müssen so beschaffen sein, dass Störungen anderer 
Abnehmer oder der öffentlichen Versorgungseinrich-
tungen sowie Rückwirkungen auf die Güte des Trink-
wassers ausgeschlossen sind. Der Anschluss wasserver-
brauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf 
Gefahr des Grundstückseigentümers. 

 
(3) Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzähler befinden, 

können plombiert werden. Ebenso können Anlagen-
teile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehö-
ren, unter Plombenverschluss genommen werden, um 
eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür 
erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den An-
gaben des Zweckverbandes zu veranlassen. 

 
§ 11 

Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage 
des Grundstückseigentümers 

 
(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers herge-

stellt oder wesentlich geändert wird, sind dem Zweck-
verband folgende Unterlagen in doppelter Fertigung 
einzureichen: 
 
a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grund-

stückseigentümers und ein Lageplan, 
 

b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errich-
ten soll, 

 
c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
 
d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Über-

nahme der Mehrkosten. 
 
Die einzureichenden Unterlagen haben den bei dem 
Zweckverband aufliegenden Mustern zu entsprechen. 
Alle Unterlagen sind von den Bauherren und den Plan-
fertigern zu unterschreiben. 

 
(2) Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten Anlagen 

den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das 
der Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich ihre Zu-
stimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten 
Unterlagen mit Zustimmungsvermerk zurück. Stimmt 
der Zweckverband nicht zu, setzt sie dem Bauherrn un-
ter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Be-
richtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann er-
neut einzureichen. Die Zustimmung und die Überprü-
fung befreien den Grundstückseigentümer, den Bau-
herrn, den ausführenden Unternehmer und den Plan-
fertiger nicht von der Verantwortung für die vorschrifts-
mäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der An-
lagen. 
 

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher 
Zustimmung des Zweckverbandes begonnen werden. 
Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbeson-
dere nach straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestim-
mungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 

 
(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderun-

gen dürfen nur durch den Zweckverband oder durch ein 
Installationsunternehmen erfolgen, das in ein Installa-
teurverzeichnis des Zweckverbandes oder eines ande-
ren Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. 
Der Zweckverband ist berechtigt, die Ausführung der 
Arbeiten zu überwachen. Leitungen, die an Eigengewin-
nungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit vor-
heriger Zustimmung des Zweckverbandes verdeckt 
werden; andernfalls sind sie auf Anordnung des Zweck-
verbandes auf Kosten des Grundstückseigentümers, 
freizulegen. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetriebsetzung 

der Anlagen bei dem Zweckverband über das Installati-
onsunternehmen zu beantragen. Der Anschluss der An-
lage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung 
erfolgen durch den Zweckverband oder ihre Beauftrag-
ten. 

 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann der 

Zweckverband Ausnahmen zulassen. 
 

§ 12 

Überprüfung der Anlage des Grundstücks- 
eigentümers 

 
(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grund-

stückseigentümers vor und nach ihrer Inbetriebnahme 
zu überprüfen. Sie hat auf erkannte Sicherheitsmängel 
aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung 
verlangen. 
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(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit ge-
fährden oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so 
ist der Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder 
die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder 
Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung 

der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Vertei-
lungsnetz übernimmt der Zweckverband keine Haftung 
für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn 
sie bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die 
eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 
§ 13 

Abnehmerpflichten, Haftung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben 

den Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf Ver-
langen auszuweisen haben, zu angemessener Tageszeit 
den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden 
Einrichtungen zu gestatten, soweit dies zur Nachschau 
der Wasserleitungen, zum Ablesen der Wasserzähler 
und zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung und 
die von dem Zweckverband auferlegten Bedingungen 
und Auflagen erfüllt werden, erforderlich ist. Zur Über-
wachung der satzungsmäßigen und gesetzlichen Pflich-
ten sind die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftrag-
ten Personen des Zweckverbandes berechtigt, zu ange-
messener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, 
Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im erfor-
derlichen Umfang zu betreten. Der Grundstückseigen-
tümer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, werden 
davon nach Möglichkeit vorher verständigt. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer sind ver-
pflichtet, alle für die Prüfung des Zustandes der Anlagen 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Sie haben die Ver-
wendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen vor In-
betriebnahme dem Zweckverband mitzuteilen, soweit 
sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich er-
höht. 

 

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haften 
dem Zweckverband für von ihnen verschuldete Schä-
den, die auf eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser 
Satzung zurückzuführen sind. 

 
§ 14 

Grundstücksbenutzung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und 

Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- 
und Fortleitung von Wasser über sein im Versorgungs-
gebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und so-
weit diese Maßnahmen für die örtliche Wasserversor-
gung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft nur Grund-
stücke, die an die Wasserversorgung angeschlossen o-
der anzuschließen sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlosse-
nen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück ge-
nutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasser-
versorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Ver-
pflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise 
belasten würde. 
 

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und 
Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines 
Grundstücks zu benachrichtigen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der 

Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen 
Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der 
Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, soweit die 
Einrichtungen nicht ausschließlich der Versorgung des 
Grundstücks dienen. 

 
(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 einge-

stellt, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, nach 
Wahl des Zweckverbandes die Entfernung der Einrich-
tungen zu gestatten oder sie noch fünf Jahre unentgelt-
lich zu belassen, sofern dies nicht unzumutbar ist. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Ver-

kehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, 
die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen 
Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 

 
§ 15 

Art und Umfang der Versorgung 
 
(1) Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Bei-

trags- und Gebührensatzung aufgeführten Entgelt zur 
Verfügung. Sie liefert das Wasser als Trinkwasser unter 
dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betref-
fenden Abschnitt des Versorgungsgebietes üblich sind, 
entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften 
und den anerkannten Regeln der Technik. 

 
(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit 

und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzli-
chen und behördlichen Bestimmungen sowie der aner-
kannten Regeln der Technik zu ändern, sofern dies aus 
wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend 
erforderlich ist. Der Zweckverband wird eine dauernde 
wesentliche Änderung den Wasserabnehmern nach 
Möglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstel-
lung schriftlich bekannt geben und die Belange der An-
schlussnehmer möglichst berücksichtigen. Die Grund-
stückseigentümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf ei-
gene Kosten den geänderten Verhältnissen anzupas-
sen. 

 
(3) Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen 

ohne Beschränkung zu jeder Tag- und Nachtzeit am 
Ende des Hausanschlusses zur Verfügung. Dies gilt 
nicht, soweit und solange der Zweckverband durch hö-
here Gewalt, durch Betriebsstörungen, Wassermangel 
oder sonstige technische oder wirtschaftliche Um-
stände, deren Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an der 
Wasserversorgung gehindert ist. Der Zweckverband 
kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig und zeit-
lich beschränken oder unter Auflagen und Bedingungen 
gewähren, soweit das zur Wahrung des Anschluss- und 
Benutzungsrechtes der anderen Berechtigten erforder-
lich ist. Der Zweckverband darf ferner die Lieferung un-
terbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzu-
nehmen. Soweit möglich, gibt der Zweckverband Ab-
sperrungen der Wasserleitung vorher öffentlich be-
kannt und unterrichtet die Abnehmer über Umfang und 
voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

 
(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs 

für die angeschlossenen Grundstücke geliefert. Die 
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Überleitung von Wasser in ein anderes Grundstück be-
darf der schriftlichen Zustimmung des Zweckverban-
des; die Zustimmung wird erteilt, wenn nicht überwie-
gende versorgungswirtschaftliche Gründe entgegenste-
hen. 

 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der Was-

serlieferung und für Änderungen des Druckes oder der 
Beschaffenheit des Wassers, die durch höhere Gewalt, 
Wassermangel oder sonstige technische oder wirt-
schaftliche Umstände, die dem Zweckverband nicht ab-
wenden kann, oder auf Grund behördlicher Verfügun-
gen veranlasst sind, steht dem Grundstückseigentümer 
kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger 
Gebühren zu. 

 
 

§ 16 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung 
für Feuerlöschzwecke 

 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschan-

schlüsse eingerichtet werden, so sind über die näheren 
Einzelheiten einschließlich der Kostentragung beson-
dere Vereinbarungen zwischen dem Grundstückseigen-
tümer und dem Zweckverband zu treffen. 
 

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit Wasser-
zählern ausgerüstet. Sie müssen auch für die Feuerwehr 
benutzbar sein. 

 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, 

sind die Anordnungen des Zweckverbandes, der Polizei 
und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben 
die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenan-
lagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung 
zu stellen. Ohne zwingenden Grund dürfen sie in diesen 
Fällen kein Wasser entnehmen. 

 
(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Ver-

sorgungsleitungen und Grundstücksanschlüsse vo-
rübergehend abzusperren. Dem von der Absperrung 
betroffenen Wasserabnehmer steht hierfür kein Ent-
schädigungsanspruch zu. 

 
§ 17 

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, 
Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 

 
(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser 

oder zu sonstigen vorübergehenden Zwecken ist recht-
zeitig bei dem Zweckverband zu beantragen. Muss das 
Wasser von einem anderen Grundstück bezogen wer-
den, so ist die schriftliche Zustimmung des Grundstück-
seigentümers beizubringen. Über die Art der Wasserab-
gabe entscheidet der Zweckverband; sie legt die weite-
ren Bedingungen für den Wasserbezug fest. 

 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feu-

erlöschen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwe-
cken entnommen werden soll, so stellt der Zweckver-
band auf Antrag einen Wasserzähler, ggf. Absperrvor-
richtung und Standrohr zur Verfügung und setzt die Be-
dingungen für die Benutzung fest. 

 

§ 18 

Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch Un-

terbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-

gelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet der 

Zweckverband aus dem Benutzungsverhältnis oder aus 

unerlaubter Handlung im Falle 

 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers  

oder der Gesundheit des Grundstückseigentümers, 
es sei denn, dass der Schaden von dem Zweckver-
band oder einem Erfüllungs- oder Verrichtungsge-
hilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht 
worden ist, 
 

2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der 
Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit des Zweckverbandes oder eines Erfül-
lungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht wor-
den ist, 

 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser 

weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässig-
keit eines vertretungsberechtigten Organs des 
Zweckverbandes verursacht worden ist. 
 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist 
nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehil-
fen anzuwenden. 

 
(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der Grund-

stückseigentümer das gelieferte Wasser im Rahmen des 
§ 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband für 
Schäden, die diesen durch Unterbrechung der Wasser-
versorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Be-
lieferung entstehen, wie einem Grundstückseigentü-
mer. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche von 

Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese gegen 
ein drittes Wasserversorgungs-unternehmen aus uner-
laubter Handlung geltend machen. Der Zweckverband 
ist verpflichtet, den Grundstückseigentümern auf Ver-
langen über die mit der Schadensverursachung durch 
ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsa-
chen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt 
sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt wer-
den können und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des 
Schadensersatzes erforderlich ist. 

 

(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter dreißig Euro. 

 

(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich mitzu-

teilen. 

 
§ 19 

Wasserzähler 
 
(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckverbandes. 

Die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, 
Unterhaltung, Auswechslung und Entfernung der Was-
ser-zähler sind Aufgabe des Zweckverbandes; er be-
stimmt auch Art, Zahl und Größe der Wasserzähler so-
wie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat der 
Zweckverband so zu verfahren, dass eine einwandfreie 
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Messung gewährleistet ist; sie hat den Grundstücksei-
gentümer zuvor anzuhören und seine berechtigten In-
teressen zu wahren. 
 

(2) Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Grundstückseigentümers die Wasserzähler zu verlegen, 
wenn dies ohne Beeinträchtigungen einer einwand-
freien Messung möglich ist. Der Zweckverband kann die 
Verlegung davon abhängig machen, dass der Grund-
stückseigentümer sich verpflichtet, die Kosten zu über-
nehmen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhanden-

kommen und die Beschädigung der Wasserzähler, so-
weit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Ver-
lust, Beschädigungen und Störungen dieser Einrichtun-
gen dem Zweckverband unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwas-
ser sowie vor Frost zu schützen. 

 
(4) Die Wasserzähler werden von einem Beauftragten des 

Zweckverbandes möglichst in gleichen Zeitabständen o-
der auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grund-
stückseigentümer selbst abgelesen. Dieser hat dafür zu 
sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

 
§ 19a 

Besondere Regelungen bezüglich des Einsatzes und Be-
triebs elektronischer Wasserzähler 

 
(1) Der Zweckverband setzt nach Maßgabe des Art. 24 

Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO elektronische Wasserzähler mit 
oder ohne Funkmodul ein und betreibt diese. 

 
(2) Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2 GO gespeicherte 

oder ausgelesene personenbezogene Daten sind zu lö-
schen, soweit sie für die dort genannten Zwecke nicht 
mehr benötigt werden. Die im Wasserzähler vor Ort ge-
speicherten personenbezogenen Daten sind spätestens 
nach zwei Jahren zu löschen, die ausgelesenen perso-
nenbezogenen Daten nach fünf Jahren. 

 
(3) Elektronische Wasserzähler, die ohne Verwendung der 

Funkfunktion betrieben werden, werden von einem Be-
auftragten des Zweckverbandes möglichst in gleichen 
Zeitabständen oder auf Verlangen des Zweckverbandes 
vom Grundstückseigentümer oder Gebührenschuldner 
selbst ausgelesen. Ihre Auslesung vor Ort erfolgt nur mit 
Zustimmung des Grundstücks-eigentümers. Der Grund-
stückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Wasser-
zähler leicht zugänglich sind. 

 
§ 20 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grund-

stückseigentümer auf eigene Kosten an der Grund-
stücksgrenze nach seiner Wahl einen geeigneten Was-
serzählerschacht oder Wasserzählerschrank anbringt, 
wenn 

 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 

 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grundstücksan-

schlüssen erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind 
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt 
werden können, oder 

 

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des 

Wasserzählers vorhanden ist. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrich-

tungen in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zu-
gänglich zu halten. 

 
§ 21 

Nachprüfung der Wasserzähler 
 
(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nach-

prüfung der Wasserzähler durch eine Eichbehörde oder 
eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 
des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grund-
stückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei dem 
Zweckverband, so hat er diese vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen. 
 

(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nach-
prüfung der Wasserzähler nur nachzukommen, wenn 
der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die Kos-
ten zu übernehmen, falls die Abweichung die gesetzli-
chen Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. 

 
§ 22 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 
 
(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist dem 

Zweckverband unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, 
den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasserversor-
gung vollständig einstellen, so hat er das mindestens 
eine Woche vor dem Ende des Wasserbezugs schriftlich 
dem Zweckverband zu melden. 

 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichte-

ter den Wasserbezug einstellen, hat er bei dem Zweck-
verband Befreiung nach § 6 zu beantragen. 

 
§ 23 

Einstellung der Wasserlieferung 
 
(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasser-lieferung 

ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der 
Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung 
oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden An-
ordnungen zuwiderhandelt und die Einstellung erfor-
derlich ist, um 

 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Per-

sonen oder Anlagen abzuwenden, 
 

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Be-
einflussung oder vor Anbringung der Messeinrich-
tungen zu verhindern oder 

 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abneh-

mer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Zweckverbandes oder Dritter oder Rückwirkun-
gen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen 
sind. 
 

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei 
Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mah-
nung, ist der Zweckverband berechtigt, die Versorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt 
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nicht, wenn die Folgen der Einstellung außer Verhältnis 
zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der Grundstückseigentü-
mer seinen Verpflichtungen nachkommt. Der Zweck-
verband kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung 
der Versorgung androhen. 
 

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die Einstel-
lung entfallen sind. 

 
§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 

2.500 € belegt werden, wer vorsätzlich 
 

1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benut-
zungszwang (§ 5) zuwiderhandelt, 

 
2. eine der in § 9 Abs. 4, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und 

§ 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf gestütz-
ten Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlage-
pflichten verletzt, 

 
3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweck-

verbandes mit den Installations-arbeiten beginnt, 
 

4. gegen die von dem Zweckverband nach § 15 Abs. 3 
Satz 3 angeordneten Verbrauchs-einschränkungen 
oder Verbrauchsverbote verstößt. 
 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ord-
nungswidrigkeitentatbestände bleiben unberührt. 

 
 

§ 25 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 
 
(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach dieser 

Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen 
für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebe-

nen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gel-
ten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszu-
stellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 

 
 

§ 26 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2020 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die WAS vom 23.10.2012 außer Kraft. 
 
Kottendorf, den 19.10.2020 
 
 
Ruth Frank, 1. Vorsitzende 
 
 

 

 
Beitrags- und Gebührensatzung  

zur Wasserabgabesatzung des Zweckverbandes  
zur Wasserversorgung der Veitensteingruppe 

(BGS/WAS) 
 

vom 19.10.2020 
 
 
Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgaben-geset-
zes erlässt der Zweckverband zur Wasserversorgung der Vei-
tensteingruppe folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung: 
 
 

§ 1 

Beitragserhebung 
 

Der Zweckverband erhebt zur Deckung ihres Aufwands für die 
Herstellung der Wasserversorgungs-einrichtung einen Bei-
trag. 
 

§ 2 

Beitragstatbestand 
 

Der Beitrag wird erhoben für 
 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder ge-
werblich nutzbare Grundstücke, wenn für sie nach § 4 
WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungs-
einrichtung besteht oder 
 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke oder 
 

3. Grundstücke, die auf Grund einer Sondervereinbarung 
nach § 8 WAS an die Wasserversorgungs-einrichtung tat-
sächlich angeschlossen sind. 

 
§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Bei-
tragstatbestandes. Ändern sich die für die Beitragsbe-
messung maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 
Abs. 2a KAG, entsteht die - zusätzliche - Beitragsschuld 
mit dem Abschluss der Maßnahme. 
 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist 
der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser 
Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit In-
krafttreten dieser Satzung. 

 
§ 4 

Beitragsschuldner 
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 
Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigter ist. 
 

§ 5 

Beitragsmaßstab 
 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der 
Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet. 
Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei 
Grundstücken von mindestens 2.500 m² Fläche (über-
große Grundstücke) in unbeplanten Gebieten  
 

- bei bebauten Grundstücken auf das 4-fache der bei-
tragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch 
2.500 m² 
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- bei unbebauten Grundstücken auf 2.500 m² be-
grenzt. 
 

(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Ge-
bäude in allen Geschossen zu ermitteln. Keller werden 
mit der vollen Fläche herangezogen. Dachgeschosse 
werden nur herangezogen, wenn und soweit sie ausge-
baut sind. Für die Berechnung der Dachgeschossfläche 
werden 60 % der Fläche des darunter liegenden Ge-
schosses angesetzt. Bei Dachgeschossen, die nur teil-
weise ausgebaut sind, werden nur die teilausgebauten 
Geschossflächen entsprechend Satz 4 berechnet. Ge-
bäude oder selbstständige Gebäudeteile, die nach der 
Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die 
Wasserversorgung auslösen oder die nicht angeschlos-
sen werden dürfen, werden nicht herangezogen; das 
gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsäch-
lich an die Wasserversorgung angeschlossen sind. Bal-
kone, Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, 
wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hin-
ausragen. 
 

(3) Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche Nutzung 
ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonstigen unbe-
bauten, aber bebaubaren Grundstücken wird als Ge-
schossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in An-
satz gebracht. Grundstücke, bei denen die zulässige  
oder für die Beitragsbemessung maßgebliche vorhan-
dene Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nut-
zung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als ge-
werblich genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des 
Satzes 1. 

 

(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträglichen 
Änderung der für die Beitragsbemessung maßgeblichen 
Umstände, soweit sich dadurch der Vorteil erhöht. Eine 
Beitrags-pflicht entsteht insbesondere 

 

- im Falle der Vergrößerung eines Grundstücks für die 

zusätzlichen Flächen, soweit für diese bisher noch 

keine Beiträge geleistet worden sind, 
 

- im Falle der Geschossflächenvergrößerung für die 

zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie im 

Falle des Abs. 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Verviel-

fachung errechnende zusätzliche Grundstücksflä-

che, 
 

- im Falle der Nutzungsänderung eines bisher bei-

tragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im Sinn 

des § 5 Abs. 2 Satz 6, soweit infolge der Nutzungs-

änderung die Voraus-setzungen für die Beitragsfrei-

heit entfallen. 
 

(5) Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstück, für 
das ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt worden ist, spä-
ter bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach 
Abs. 3 berücksichtigten Geschossflächen und den nach 
Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grundstücksflächen neu be-
rechnet. Dieser Betrag ist nachzuentrichten. Ergibt die 
Gegenüberstellung ein Weniger an Geschossflächen, so 
ist für die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den 
Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche 
Beitrag entrichtet wurde. 

 
 

§ 6 

Beitragssatz 
 

(1) Der durch Beiträge abzudeckende Aufwand wird zu 40% 
nach der Summe der Grundstücks-flächen und zu 60 % 
nach der Summe der Geschossflächen umgelegt. 
 

(2) Der Beitrag beträgt 
 

a) pro m² Grundstücksfläche 0,76      € 
 

b) pro m² Geschossfläche 3,65      € 
 
 

§ 7 

Fälligkeit 
 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides fällig. 
 

§ 7a 
Beitragsablösung 

 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitrags-pflicht ab-
gelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht. 
 

§ 8 

Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbes-
serung, Erneuerung, Veränderung, Stilllegung und Be-
seitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücks-
anschlüsse im Sinn des § 3 WAS ist mit Ausnahme des 
Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund lie-
genden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der 
jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. Den Aufwand 
für die Herstellung eines Grundstücksanschlusses im 
Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 4 der Wasserabgabensatzung 
(nachträglicher Grundstücksanschluss wegen Grund-
stücksteilung usw.) trägt der Grundstückseigentümer. 
 

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-schluss der je-
weiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt 
des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer 
des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere 
Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte) sind 
Gesamtschuldner. § 7 gilt entsprechend. 

 

(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen 
abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach 
der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs. 
Ein Rechts-anspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 
§ 9 

Gebührenerhebung 
 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Wasserver-
sorgungseinrichtung Grundgebühren (§ 9a) und Verbrauchs-
gebühren (§ 10). 
 

§ 9a 
Grundgebühr 

 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurch-fluss (Qn) 
oder nach dem Dauer-durchfluss (Q3) der verwendeten 
Wasserzähler berechnet. Befinden sich auf einem 
Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Haupt-
wasserzähler im Sinne des § 19 WAS, so wird die Grund-
gebühr für jeden Hauptwasserzähler berechnet. Soweit 
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Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenn-
durchfluss oder der Dauerdurchfluss geschätzt, der nö-
tig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu 
können.  

 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Was-
serzählern mit Nenndurchfluss 

bis 2,5 m³/h 36,00 € / Jahr 

bis  6  m³/h 42,00 € / Jahr 

bis  10  m³/h   48,00 € / Jahr, 
 

bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauer-
durchfluss 

 

bis 4 m³/h 36,00 € / Jahr 

bis  10 m³/h 42,00 € / Jahr 

bis  16 m³/h 48,00 € / Jahr. 
 
 

§ 10 

Verbrauchsgebühr 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach Maßgabe der nachfol-
genden Absätze nach der Menge des aus der Wasser-
versorgungseinrichtung entnommenen Wassers be-
rechnet. Die Gebühr beträgt 1,49 € pro Kubikmeter ent-
nommenen Wassers. 
 

(2) Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzäh-
ler ermittelt. 
Er ist von dem Zweckverband zu schätzen, wenn 

 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, 
 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung 

nicht ermöglicht wird oder 
 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 

ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch 

nicht angibt. 
 

(3) Der Pauschalbetrag für Bauwasser beträgt 50,00 €. 
 
 

§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasser-ent-
nahme. 
 

(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der 
auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des 
Anschlusses folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden 
Bescheid bestimmt. Im Übrigen entsteht die Grundge-
bühr mit dem Beginn eines jeden Tages in Höhe eines 
Tages-bruchteils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 

 
§ 12 

Gebührenschuldner 
 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entste-
hens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks 
oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich be-
rechtigt ist. 
 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem 
Grundstück befindlichen Betriebs. 

 

(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümer-
gemeinschaft. 

 

(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebühren-schulden, 
die gegenüber den in den Abs. 1 bis 4 genannten Ge-
bührenschuldnern festgesetzt worden sind, als öffentli-
che Last auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht 
(Art. 8 Abs. 8 i.V.m. Art. 5 Abs. 7 KAG). 

 
§ 13 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
 

(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die Grund- 
und die Verbrauchsgebühr werden einen Monat nach 
Bekanntgabe des Gebühren-bescheides fällig. 
 

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 01.03, 01.06. und 
01.09. jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines 
Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. 
Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, setzt der 
Zweckverband die Höhe der Vorauszahlungen unter 
Schätzung des Jahresgesamtverbrauchs fest. 

 

(3) Die Gebührenschuld wird nach Möglichkeit im Bankein-
zugsverfahren eingehoben. 

 
§ 14 

Mehrwertsteuer 
 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Gebüh-
ren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen 
Höhe erhoben. 
 

§ 15 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, dem 
Zweckverband für die Höhe der Abgabe maßgebliche Verän-
derungen unverzüglich zu melden und über den Umfang die-
ser Veränderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage ent-
sprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.11.2020 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 23.10.2012 mit Ihrer 
Änderungssatzung vom 31.03.2014 außer Kraft. 

 
 
Kottendorf, den 19.10.2020 

Ruth Frank, 1. Vorsitzende 
 
 

 
 

Landratsamt Haßberge 
Wilhelm Schneider 

Landrat 

 
 

 

 


